Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2713 


Sachgebiet 23 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Beseitigung von Mißständen auf dem 
W ohnungsmarkt 

(Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU) 

A. Problem 

In verschiedenen Gebieten der Bundesrepublik, vor allem in 
denen mit starker Bevölkerungsdichte, hat sich im Zusammen- 
hang mit dem Rückgang der Wohnungsbauförderung, vor allem 
des sozialen Wohnungsbaues, eine erhebliche ungedeckte Nach- 
frage nach billigen Mietwohnungen entwickelt. Diese Situation 
am Wohnungsmarkt wird durch den seit 1969 zu verzeichnen- 
den außergewöhnlichen Anstieg der Baupreise und die damit 
verbundene beunruhigende Mietpreisentwicklung bei den Neu- 
bauwohnungen, auch bei Sozialwohnungen, noch verschärft. 
Vor allem bei den Altbauwohnungen sind deshalb in diesen 
Gebieten typische Knappheitserscheinungen aufgetreten. Die 
Ursachen hierfür liegen in der Wirtschaft- und Konjunktur- 
politik der Bundesregierung. Solange dem Rückgang der Woh- 
nungsbautätigkeit nicht Einhalt geboten und das Wohnungs- 
angebot nicht durch eine erhöhte Wohnungsleistung vergrößert 
wird, bedarf es besonderer Schutzvorschriften für die Mieter. 
Diese Vorschriften über einen verstärkten Mieterschutz und die 
Begründung des Mietenanstiegs müssen aber Ausnahmerege- 
lungen bleiben und auf Gebiete beschränkt werden, in denen 
eine außergewöhnliche Situation besteht. Denn auf längere 
Sicht können diese Mißstände nur behoben werden, wenn auch 
in diesen Gebieten die Grundsätze der sozialen Marktwirtschaft 
wieder zur Geltung kommen und der Marktmechanismus auch 
auf dem Wohnungsmarkt wieder ausgleichend wirkt. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf enthält folgende Hauptregelungen: 
a) in Artikel 1 : 

Eine Verbesserung der Sozialklausel des § 556 a durch die 
Einbeziehung der Ersatzraumfrage in die Interessenabwä- 
gung und die Einführung des Zwangs zur Begründung der 
Kündigung, jedoch mit der Möglichkeit des Nachschiebens 
von Gründen. 
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b) in Artikel 2: 

Die kostenrechtlichen Folgerungen aus der geänderten So- 
zialklausel und die Einführung der Möglichkeiten, daß der 
Mieter, der aus Rechtsunkenntnis die Antragsfristen auf 
Gewährung oder Verlängerung einer Räumungsfrist ver- 
säumt hat, in den vorigen Stand wieder eingesetzt werden 
kann, 

c) in Artikel 3: 

Die Einführung eines räumlich und zeitlich begrenzten ver- 
stärkten Kündigungsschutzes für Gebiete besonderen Woh- 
nungsbedarfs und Vorschriften zur Begrenzung des Mietan- 
stiegs. 

d) in Artikel 4 und 5: 

Neufassung der Strafrechtsbestimmungen und Ordnungs- 
widrigkeitsbestimmungen gegen Mietwucher und Preisüber- 
tretungen auf dem Gebiete der Wohnraummiete. 

e) in Artikel 5: 

Einführung des sozialen Mietrechts im Land Berlin für 
mieterschutzfreie Mietverhältnisse. 

f) in Artikel 7: 

Anpassung des im Land Berlin geltenden Mieterschutzge- 
setzes an die veränderten Mietverhältnisse. 

g) in Artikel 8: 

Änderung der Formvorschriften für Mieterhöhungen. 

h) in Artikel 9: 

Einführung einer behördlichen Genehmigung für die Um- 
wandlung von Mietwohnungen in Gastarbeiterschlafstellen 
und für die Verwendung der Wohnungen zu Zwecken der 
Fremdenbeherbergung im ganzen Bundesgebiet. 

Einführung einer behördlichen Genehmigung für jede andere 
Form von Zweckentfremdung des Wohnraums in Gebieten, 
die durch Rechtsverordnung der Landesregierung zu Gebie- 
ten besonderem Wohnungsbedarfs erklärt sind. 

i) in Artikel 10: 

ein Gesetz zur Regelung der Wohnungsvermittlung, 
k) in Artikel 1 1 : 

ein Gesetz zur Regelung von Ingenieur- und Architekten- 
leistungen. 


C. Alternativen 

Der zur Zeit dem Vermittlungsausschuß vorliegende Entwurf 
eines Gesetzes zur Begrenzung des Mietenansteigs sowie zur 
Regelung von Ingenieur- und Architektenleistungen — Druck- 
sachen W1549, zu Vl/1549, Vl/2421, VI/2564, Vl/2598. 


D. Kosten 


Keine 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Beseitigung von Mißständen auf dem Wohnungsmarkt 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 556 a wird wie folgt geändert: 

An Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Eine Härte liegt auch vor, wenn angemessener 
Ersatzwohnraum zu zumutbaren Bedingungen 
nicht beschafft werden kann und sich auch der 
Mieter ernsthaft darum bemüht hat. Bei der Wür- 
digung der berechtigten Interessen des Vermie- 
ters werden nur die in dem Kündigungsschrei- 
ben nach § 564 a Abs. 1 Satz 2 und die in der 
Auskunft nach § 564 a Abs. 3 angegebenen 
Gründe berücksichtigt, soweit nicht die Gründe 
nachträglich entstanden sind." 

, 2. § 564 a wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„In dem Kündigungsschreiben sollen die 
Gründe der Kündigung angegeben werden." 


b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Auf Verlangen des Mieters soll der Vermie- 
ter unverzüglich Auskunft erteilen, ob außer 
den in der Kündigung angegebenen Gründen 
weitere Gründe geltend gemacht werden." 

Artikel 2 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1, § 93 b Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wird einer Klage auf Räumung von 
Wohnraum mit Rücksicht darauf stattgegeben, 
daß ein Verlangen des Beklagten auf Fortsetzung 
des Mietverhältnisses auf Grund der §§ 556 a, 
556 b des Bürgerlichen Gesetzbuches wegen der 
berechtigten Interessen des Klägers nicht gerecht- 
fertigt ist, so kann das Gericht die Kosten ganz 
oder teilweise dem Kläger auferlegen, wenn der 
Beklagte die Fortsetzung des Mietverhältnisses 
unter Angabe von Gründen verlangt hatte und 

1, der Kläger aus Gründen obsiegt, die erst 
nachträglich entstanden sind (§ 556 a Abs. 1 
Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches), oder 

2. in den Fällen des § 556 b des Bürgerlichen 
Gesetzbuches der Kläger dem Beklagten nicht 
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unverzüglich seine berechtigten Interessen 
bekanntgegeben hat. 

Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Kläger 
die nachträglich entstandenen Gründe nicht zu 
vertreten hat. Die Sätze 1 und 2 gelten in einem 
Rechtsstreit wegen Fortsetzung des Mietverhält- 
nisses bei Abweisung der Klage entsprechend." 

2. In § 233 Abs. 1 wird nach dem Wort „Notfrist" 
das Wort „oder" durch ein Komma ersetzt und 
werden nach dem Wort „Revision" die Worte 
„oder zur Antragstellung nach § 721 Abs. 2, 
3, § 794 a Abs. 1 Satz 2, Abs. 2" eingefügt. 


Artikel 3 

Kündigungsschutz und Begrenzung des Mietenan- 
stiegs in Gebieten besonderen Wohnungsbedarfs 

§ 1 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für 
Wohnraum, der in einem gemäß Absatz 2 bezeich- 
neten Gebiet besonderen Wohnungsbedarfs liegt. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Gemeinden, kreisfreie 
Städte und Landkreise als Gebiete besonderen Woh- 
nungsbedarfs zu bezeichnen, wenn und solange in 
diesen Gebieten die Versorgung der Bevölkerung 
mit ausreichendem Wohnraum zu angemessenen 
Bedingungen besonders gefährdet ist. Dabei sind 
auch die Ergebnisse der Gebäude- und Wohnungs- 
zählung nach dem Wohnungszählungsgesetz 1968 
vom 18. März 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 225) und 
deren Fortschreibung zu berücksichtigen. Die Rechts- 
verordnung darf nur im Benehmen mit der Ge- 
meinde, der kreisfreien Stadt oder dem Landkreis 
erlassen werden. 

§ 2 

(1) Ein Mietverhältnis über Wohnraum kann der 
Vermieter nur kündigen, wenn er ein berechtigtes 
Interesse an der Beendigung des Mietverhältnisses 
hat. 

(2) Als ein berechtigtes Interesse des Vermieters 
an der Beendigung des Mietverhältnisses ist es ins- 
besondere anzusehen, wenn 

1, der Mieter seine vertraglichen Verpflichtungen 
nicht unerheblich verletzt hat; 

2. der Vermieter die Räume als Wohnung für sich, 
die zu seinem Hausstand gehörenden Personen 
oder seine Familienangehörigen benötigt. Ist an 
den vermieteten Wohnräumen nach der Überlas- 
sung an den Mieter Wohnungseigentum begrün- 
det und das Wohnungseigentum veräußert wor- 
den, so kann sich der Erwerber auf berechtigte 
Interessen im Sinne von Satz 1 nicht vor Ablauf 
von drei Jahren seit der Eintragung des Woh- 
nungseigentümers ins Grundbuch berufen; 


3. der Vermieter durch die Fortsetzung des Miet- 
verhältnisses an einer angemessenen wirtschaft- 
lichen Verwertung des Grundstücks gehindert 
und dadurch erhebliche Nachteile erleiden würde. 
Die Möglichkeit, im Falle einer anderweitigen 
Vermietung als Wohnraum eine höhere Miete 
zu erzielen, bleibt dabei außer Betracht. Der Ver- 
mieter kann sich auch nicht darauf berufen, daß 
er die Mieträume im Zusammenhang mit einer 
beabsichtigten oder nach Überlassung an den 
Mieter erfolgten Begründung von Wohnungsei- 
gentum veräußern will. 

I (3) Als berechtigte Interessen des Vermieters 
werden nur die in dem Kündigungsschreiben nach 
§ 564 a Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
und die in der Auskunft nach § 564 a Abs. 3 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches angegebenen Gründe be- 
I rücksichtigt, soweit nicht die Gründe nachträglich 
! entstanden sind. 

I 

j (4) Die Kündigung zum Zwecke der Erhöhung des 
I Mietzinses ist ausgeschlossen. 

I (5) Weitergehende Schutzrechte des Mieters, ins- 
; besondere nach den Vorschriften der §§ 556 a bis 
1 556 c des Bürgerlichen Gesetzbuches, bleiben unbe- 
rührt. 

I (6) Die Kündigung kann für den Termin erfolgen, 
i für den sie nach dem Vertrag und den allgemeinen 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts zulässig ist. 
Die Vorschriften, nach denen der Vermieter das Miet- 
verhältnis fristlos oder unter Einhaltung der ge- 
j setzlichen Frist vorzeitig kündigen kann, bleiben un- 
berührt. 

; (7) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 6 gelten 

j nicht für Wohnraum, der mit Rücksicht auf das Be- 
' stehen eines Dienstverhältnisses überlassen ist. 


§ 3 

Hat der Vermieter ein Mietverhältnis nach dem 
31. Oktober 1970 gekündigt, ist dieses aber beim 
; Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht beendet, so 
kann der Mieter vor der Beendigung durch schrift- 
I liehe Erklärung gegenüber dem Vermieter die Fort- 
j Setzung des Mietverhältnisses verlangen, wenn nicht 
der Vermieter ein berechtigtes Interesse an der Be- 
j endigung des Mietverhältnisses hat. § 2 Abs. 3 gilt 
I in diesem Falle nicht. 


§ 4 

(1) Ist bei Wohnraum, der bis zum 20. Juni 1948 
bezugsfertig geworden ist, die monatliche Grund- 
miete niedriger als der Betrag, der sich aus der Ver- 
vielfältigung der Zahl der Quadratmeter der Wohn- 
fläche mit dem nach Absatz 2 maßgebenden Betrag 
ergibt, so kann der Vermieter die Grundmiete um 
den Unterschiedsbetrag erhöhen. Zur Grundmiete 
rechnen nicht Umlagen. Die Wohnflächen sind ge- 
mäß §§ 42 bis 44 der Zweiten Berechnungsverord- 
nung, neu bekanntgemacht am 14. Dezember 1970 
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(Bundesgesetzbl. I S. 1682), in deren jeweils gelten- 
der Fassung zu berechnen. 

(2) Für Absatz 1 sind folgende Beträge maßge- 
bend: 


Bei Wohnungen 


mit 

Sammel- ohne Sammelheizung 

heizung j 


in Gemeinden 

mit 

Bad 

ohne 

Bad 

mit 

Bad 

C 

mit 

Toi- 

lette 

in 

der 

Woh- 

nung 

hne Bad 

mit I 
Toi- 1 
leite 1 
im 1 
Haus 1 

i 

mit 

Toi- 

lette 

au- 

ßer- 

lialb 

des 

Hau- 

ses 

unter 20 000 





1 


Einwohnern 
bezugsfertig 
bis 1918 

2,25 

1,80 

1,80 

1,65 

1,45 

1,10 

von 1919 bis 







20. Juni 1948 . . 

2,40 

1,90 

1,90 

1,75 

1,50 

1,15 

-- — 



— 

- — - 

- 

- 

von 20 000 bis 
unter 100 000 
Einwohnern 
bezugsfertig 
bis 1918 

2,55 

• 

1 

1 ! 

1 2,05 

j 

2,05 

1,90: 

1,60 

i 

1 

1,20 

von 1919 bis 







20. Juni 1948 . . 

2,70 

2,15 

2,15 

2,00' 

1,70 

1,30 

--- ; 

— 

— — 

— 

' 

' 

— 

' i 

von 100 000 Ein- 
wohnern und 
mehr 

bezugsfertig 
bis 1918 

2,75 

2,25 

! 1 

1 

2,25 

2,10 ; 

1,75 

i 

i 

1 

1,30 

von 1919 bis 

1 






20. Juni 1948 . . 

2,90 i 

1 

2,40 

2,40 

2,20 i 

1 

1,85 1 

1,45 

1 


Die in Satz 1 genannten Ausstattungen sind zu 
berücksichtigen, wenn sie bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes vorhanden sind. Als Bad ist eine betriebs- 
fähige Badeeinrichtung mit Wanne oder Dusche in 
einem besonderen Raum innerhalb der Wohnung 
und mit zentralem oder besonderem Warmwasser- 
bereiter anzusehen. Als Sammelheizung ist eine be- 
triebsfähige Zentral- oder Etagenheizung anzu- 
sehen. Eine Badeeinrichtung, eine Sammelheizung 
oder eine Toilette in der Wohnung oder im Haus, 
die ganz oder überwiegend auf Kosten des Mieters 
geschaffen ist, bleibt bei der Anwendung des Sat- 
zes 1 außer Betracht. 


I 


(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, ; 
durch Rechtsverordnung die in Absatz 2 genannten 
Beträge für Gebiete, in denen die ortsüblichen Mie- 
ten für den bis zum 20. Juni 1948 bezugsfertig gewor- ^ 
denen Wohnraum vergleichbarer Art, Größe, Aus- i 
stattung, Beschaffenheit und Lage höher sind, ent- j 
sprechend höher festzusetzen. , 


(4) § 3 des Siebenten Bundesmietengesetzes vom 
18. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 786) ist entspre- 
chend anzuwenden. 


§ 5 

(1) Der Vermieter ist berechtigt, nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes oder, wenn der Wohn- 
raum später überlassen ist, nach diesem Zeitpunkt 
eintretende Erhöhungen der Fremdkapitalkosten 
und der Betriebskosten im Sinne der §§ 21 und 27 
der Zweiten Berechnungsverordnungen in der Fas- 
sung vom 14. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1681) oder der an ihre Stelle tretenden Vorschrif- 
ten durch schriftliche Erklärung anteilig auf die 
Mieter umzulegen, wenn der Vermieter die Erhö- 
hung nicht zu vertreten hat. 

(2) Der Vermieter ist berechtigt, Aufwendungen, 
die sich aus Wertverbesserungen ergeben, die nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes oder, wenn der 
Wohnraum später überlassen ist, nach diesem Zeit- 
punkt vorgenommen sind, durch schriftliche Erklä- 
rung anteilig auf die Mieter umzulegen, soweit da- 
durch der Gebrauchswert ihrer Wohnungen erhöht 
worden ist. Im Falle von Wertverbesserungen darf 
höchstens der Betrag im Jahr umgelegt werden, der 
10 V. H. der für die Wertverbesserung vom Eigen- 
tümer aufgewendeten, anteilig auf die Wohnung 
entfallenden Kosten nicht überschreitet. Dabei sind 
Kosten nicht zu berücksichtigen, die das Dreifache 
der Jahresmieten der modernisierten Wohnungen 
des Gebäudes überschreiten. 


§ 6 

(1) Auf die Mieterhöhungen und die Umlagen 
nach den §§ 4 und 5 sind die §§ 18 bis 20 des Ersten 
Biindesmietengesetzes vom 27. Mai 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 458), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Gesetzes über Wohnbeihilfen 
vom 23. März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 140), ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Die §§ 4 und 5 gelten nicht für preisgebun- 
denen Wohnraum. 


§ 7 

(1) Eine von den §§ 2 und 3 und von den Miet- 
erhöhungsvorschriften der §§ 4 bis 6 zum Nachteil 
des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk- 
sam. Wirksam ist eine Vereinbarung, nach der der 
Mieter die jeweils nach der Zweiten Berechnungs- 
verordnung ermittelte Kostenmiete zu entrichten hat. 
Soweit eine Vereinbarung unwirksam ist, ist die 
Leistung zurückzuerstatten. Der Anspruch verjährt 
ein Jahr nach der Beendigung der Überlassung des 
Wohnraums. § 817 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches ist nicht anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften der §§ 2 bis 6 gelten nicht 
für Wohnraum, der zu nur vorübergehendem Ge- 
brauch vermietet ist, und für Mietverhältnisse über 
Wohnraum, den der Vermieter ganz oder überwie- 
gend mit Einrichtungsgegenständen auszustatten hat 
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und der nicht zum dauernden Gebrauch für eine 
Familie überlassen ist. 


Artikel 4 

Änderung des Strafgesetzbuches | 

i 

Hinter § 302 e des Strafgesetzbuches wird folgen- j 
der § 302 f eingefügt: 

I 

»§ 302 f I 

(1) Wer die Zwangslage, den Leichtsinn oder die 
Unerfahrenheit eines anderen dadurch ausbeutet, 
daß er sich oder einem Dritten für die Vermietung 
von Räumen zum Wohnen oder damit verbundene 
Nebenleistungen einen Vermögensvorteil verspre- 
chen oder gewähren läßt, der in einem auffälligen 
Mißverhältnis zu dem Wert seiner Leistung steht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit j 
Geldstrafe bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen wird der Miet- 
wucher mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu | 
fünf Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall 
liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

1. durch die Tat den anderen in wirtschaftliche Not 

bringt oder ! 

2. die Tat gewerbsmäßig begeht.“ 

Artikels ! 

Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 

Das Wirtschaftsstrafgesetz vom 9. Juli 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 175), zuletzt geändert durch das j 
Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswid- ! 
rigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S.503), 
wird wie folgt geändert: 


§ 2b 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig für die Vermietung von Räumen 
zum Wohnen oder damit verbundene Nebenlei- 
stungen unangemessen hohe Entgelte fordert, 
sich versprechen läßt oder annimmt. Unange- 
messen hoch sind Entgelte, die infolge der Aus- 
nutzung eines geringen Angebots an vergleich- 
baren Räumen die üblichen Entgelte, die in der 
Gemeinde oder in vergleichbaren Gemeinden für 
die Vermietung von Räumen vergleichbarer Art, 
Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage oder 
damit verbundene Nebenleistungen gezahlt wer- 
den, nicht unwesentlich übersteigen. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 


§ 2c 

Preisüberhöhung bei der Wohnungsvermittlung 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig für das Vermitteln einer Vermie- 
tung von Räumen zum Wohnen oder damit ver- 
bundene Nebenleistungen unangemessen hohe 
Entgelte fordert, sich versprechen läßt oder an- 
nimmt. Unangemessen hoch sind Entgelte, die 
infolge der Ausnutzung eines geringen Angebots 
an vergleichbaren Räumen die ortsüblichen Ent- 
gelte nicht unwesentlich übersteigen. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden," 


2. In § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1, 3 und § 13 Abs. 1, 2 
werden jeweils die Worte „,2 a" gestrichen. 


1, § 2 a wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 

.§ 2 a 

Preiserhöhung in einem Beruf oder Gewerbe | 

i 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich j 
oder leichtfertig in befugter oder unbefugter Be- , 
tätigung in einem Beruf oder Gewerbe für Ge- ' 
genstände oder Leistungen des lebenswichtigen i 
Bedarfs Entgelte fordert, verspricht, vereinbart, 
annimmt oder gewährt, die infolge einer Be- 
schränkung des Wettbewerbs, infolge der Aus- 
nutzung einer wirtschaftlichen Machtstellung 
oder einer Mangellage unangemessen hoch sind. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) Die Tat wird nur mit Ermächtigung des 
fachlich zuständigen obersten Landesgerichts ver- 
folgt. Die Ermächtigung kann zurückgenommen 
werden. 


3. In § 8 Abs. 1 werden jeweils die Worte „§§ 1, 
2, 2 a" durch die Worte „§§ 1 bis 2 c" ersetzt. 


Artikel 6 

Einführung des sozialen Mietrechts für mieterschutz- 
freie Mietverhältnisse über Wohnraum im Land 
Berlin 

Für Mietverhältnisse über Wohnraum in Berlin, 
auf die die §§ 1 bis 19 und 24 bis 31 des Mieter- 
schutzgesetzes nicht anzuwenden sind, gelten die 
Vorschriften des Artikels VI des Gesetzes über den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über ein 
soziales Miet- und Wohnrecht vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 389), die Vorschriften der Ge- 
setze zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften vom 
29. Juli 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 505), vom 14. Juli 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 457) und vom 21. Dezem- 
j ber 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1248) sowie die Ar- 
I tikel 1 und 2 dieses Gesetzes. 
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Artikel 7 

Änderung des Mieterschutzgesetzes 

Das Mieterschutzgesetz in der Fassung vom 
15. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 712) in der 
im Land Berlin geltenden Fassung, zuletzt geändert 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangswirt- 
schaft und über weitere Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Mietpreisrechts im Land Berlin vom 
19. Dezember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2357), wird 
wie folgt geändert: 


1. In § 4 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) Eine Aufhebung des Mietverhältnisses 
nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn das Auf- 
hebungsbegehren im Zusammenhang mit der Be- 
gründung von Wohnungseigentum oder Woh- 
nungserbbaurecht an einer Mietwohnung oder 
von einem Wohnungseigentümer oder einem 
Wohnungserbbauberechtigten gegen einen Mie- 
ter geltend gemacht wird, dessen Mietverhältnis 
bereits vor Begründung des Wohnungseigen- 
tums oder des Wohnungserbbaurechts bestan- 
den hat und wenn die Aufhebungsklage zu einem 
Zeitpunkt erhoben wird, in dem seit der Begrün- 
dung des Wohnungseigentums oder des Woh- 
nungserbbaurechts noch nicht drei Jahre verstri- 
chen sind." 


2. § 4 a erhält folgende Fassung; 

„§4a 

Ein Mietverhältnis über eine öffentlich geför- 
derte Wohnung im Sinne des Wohnungsbin- 
dungsgesetzes 1965 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. August 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 889) kann nach § 4 nur aufgehoben werden, 
wenn die zuständige Stelle dem Vermieter be- 
scheinigt hat, daß gegen eine Benutzung der 
Wohnung zu Wohnzwecken entsprechend den 
Absichten des Vermieters oder gegen die beab- 
sichtigte anderweitige Verwendung der Woh- 
nung keine wohnungswirtschaftlichen Bedenken 
bestehen." 


3. In § 4 b Abs. 1 wird am Ende der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Buchstabe c ein- 
gefügt: 

„c) wenn zur Anpassung vorhandener Wohn- 
gebäude und Wohnungen an die technischen, 
hygienischen und Wohnkulturellen Fort- 
schritte, insbesondere durch bauliche Ver- 
besserungen, durch Einrichtungen oder durch 
Teilung von Wohnungen in abgeschlossene 
Teilwohnungen, eine neuzeitliche Ausge- 
staltung von Wohnraum (Modernisierung) 
gewährleistet erscheint, die Wohneinheiten 
nach durchgeführter Modernisierung als Min- 
destausstattung über eine Badeeinrichtung 
und eine Innentoilette verfügen und bei 


Fortsetzung des Mietverhältnisses die Durch- 
führung der erforderlichen Maßnahmen bau- 
lich oder wirtschaftlich wesentlich erschwert 
wäre." 


4. § 23 c erhält folgende Fassung: 

.§ 23 c 

Ein Mietverhältnis über eine öffentlich geför- 
derte Wohnung im Sinne des Wohnungsbin- 
dungsgesetzes 1965 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. August 1968 (Bundesgesetzbl. I 

S. 889) kann nach den §§22 bis 23 b nur aufgeho- 
ben werden, wenn die zuständige Stelle dem 
Vermieter bescheinigt hat, daß gegen eine Be- 
nutzung der Wohnung zu Wohnzwecken ent- 
sprechend den Absichten des Vermieters oder 
gegen die beabsichtigte anderweitige Verwen- 
dung der Wohnung keine wohnungswirtschaft- 
lichen Bedenken bestehen." 


i 5. § 28 a erhält folgende Fassung: 

„§ 28 a 

Duldung von baulichen Verbesserungen 

(1) Auf Antrag des Vermieters kann das Miet- 
einigungsamt den Mieter verpflichten, bauliche 
Verbesserungen oder das Anbringen von Ein- 
richtungen, durch die Wohnraum in seinem Ge- 
brauchswert auf die Dauer verbessert wird, zu 
dulden, wenn und soweit ihm die Maßnahmen 
und ihre Durchführung zuzumuten sind. Zumut- 
bar ist die Durchführung von baulichen Verbes- 
serungen sowie das Anbringen von Einrichtun- 
gen, die dazu dienen, alle oder einzelne Woh- 
nungen ganz oder zum Teil mit der Mindestaus- 
stattung gemäß § 40 des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes in der Fassung vom 1. September 1965 
(Bundesgesetzbl. I S, 1617), zuletzt geändert durch 
Artikel III des Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Berlin-Hilfegesetzes vom 19. Juli 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 833) in Verbindung mit den für 
Berlin geltenden Vorschriften über die Ausstat- 
; tung der Wohnungen für den sozialen Woh- 
' nungsbau zu versehen, 
i 

I 

! (2) Auf die Mieterhöhung nach Absatz 1 sind 

I die §§ 18 bis 20 des Ersten Bundesmietergeset- 
zes und § 11 Altbaumietenverordnung Berlin in 
I der jeweils für das Land Berlin geltenden Fas- 
1 sung anzuwenden." 

j 

j 6. Nach § 31 b wird folgender § 31 c eingefügt: 

! .§31c 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 19 und 24 bis 31 sind 
nicht anzuwenden auf Mietverhältnisse über 
I öffentlich geförderte Wohnungen des sozialen 

Wohnungsbaues, die an Nichtwohnberechtigte im 
Sinne des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. August 
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1968 (Bundesgesetzbl. I S, 889) ohne Genehmi- | 
gung überlassen worden sind/' ! 


Artikel 8 

Änderung des Ersten Bundesmietengesetzes 
und des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 


(2) Einer Genehmigung bedarf es nicht für die 
Umwandlung eines Wohnraums in einen Neben- 
raum. 

§ 3 

(1) Die Genehmigung nach den §§ 1 oder 2 ist zu 
erteilen, wenn der Vermieter an der Umwandlung 
ein überwiegendes berechtigtes Interesse hat. 


1. In § 18 Abs. 1 des Ersten Bundesmietengesetzes 
vom 27. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 458), zu- 
letzt geändert durch Artikel II Nr. 1 des Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Wohnbeihilfen 
vom 23. März 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 140), 
wird an Satz 3 folgender Satz 4 angefügt: 

„Hat der Vermieter seine Erklärung mit Hilfe 
automatischer Einrichtungen gefertigt, so bedarf 
es nicht seiner eigenhändigen Unterschrift." 

2. In § 10 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherung der 
Zweckbestimmung von Sozialwohnungen (Woh- 
nungsbindungsgesetz 1965 — WoBindG 1965 — ) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. August 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 889), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Ände- 
rung mietpreisrechtlicher und wohnungsrecht- 
licher Vorschriften in der Freien und Hansestadt 
Hamburg sowie in der kreisfreien Stadt Mün- 
chen und im Landkreis München vom 18. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 786), wird nach Satz 4 
folgender Satz angefügt: 

„Hat der Vermieter seine Erklärung mit Hilfe 
automatischer Einrichtungen gefertigt, so bedarf 
es nicht seiner eigenhändigen Unterschrift." 


Artikel 9 

Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum 

§ 1 

Wohnraum darf ohne Genehmigung der von der 
Landesregierung bestimmten Behörde nicht zu 
Zwecken einer dauernden Fremdenbeherbergung, 
insbesondere einer gewerblichen Zimmervermie- 
tung oder der Einrichtung von Schlafstellen verwen- 
det werden. 

§ 2 

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
für Gemeinden, kreisfreie Städte und Landkreise, in 
denen die Versorgung der Bevölkerung mit ausrei- 
chendem Wohnraum zu angemessenen Bedingun- 
gen besonders gefährdet ist, durch Rechtsverord- 
nung zu bestimmen, daß bisher vermieteter Wohn- 
raum auch in den Fällen, in denen die Voraussetzun- 
gen des § 1 nicht gegeben sind, anderen als Wohn- 
zwecken nur mit Genehmigung der von der Landes- 
regierung bestimmten Stelle zugeführt werden darf; 
§ 1 bleibt unberührt. 


I (2) Die Genehmigung nach den §§ 1 und 2 kann 
I auch befristet, bedingt oder unter Auflagen erteilt 
j werden. Ist die Wirksamkeit der Genehmigung er- 
1 loschen, so ist der Raum wieder als Wohnraum zu 
behandeln. 

§ 4 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne die erfor- 
I derliche Genehmigung Wohnraum für die in den 
§§ 1 oder 2 angegebenen Zwecke verwendet oder 
j überläßt. 


A r t i k e 1 10 

I Gesetz zur Regelung der Wohnungsvermittlung 

■ § 1 

(1) Wohnungsvermittler im Sinne dieses Geset- 
] zes ist, wer den Abschluß von Mietverträgen über 
1 Wohnräume vermittelt oder die Gelegenheit zum 
I Abschluß von Mietverträgen über Wohnräume nach- 
i weist. 

i (2) Zu den Wohnräumen im Sinne dieses Geset- 
! zes gehören auch solche Geschäftsräume, die wegen 
1 ihres räumlichen oder wirtschaftlichen Zusammen- 
I hangs mit Wohnräumen mit diesen zusammen ver- 
mietet werden. 

i 

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht 
für die Vermittlung oder den Nachweis der Gele- 
genheit zum Abschluß von Mietverträgen über 
Wohnräume im Fremdenverkehr. 

I 


(1) Ein Anspruch auf Entgelt für die Vermitt- 
lung oder den Nachweis der Gelegenheit zum Ab- 
schluß von Mietverträgen über Wohnräume steht 
dem Wohnungsvermittler nur zu, wenn infolge sei- 
ner Vermittlung oder infolge seines Nachweises 
ein Mietvertrag zustande kommt. 

(2) Ein Anspruch nach Absatz 1 steht dem Woh- 
nungsvermittler nicht zu, wenn 

1. durch den Mietvertrag ein Mietverhältnis über 
dieselben Wohnräume fortgesetzt, verlängert 
oder erneuert wird, 

2. der Mietvertrag über Wohnräume abgeschlossen 
wird, deren Eigentümer, Verwalter oder Vermie- 
ter der Wohnungsvermittler ist, oder 
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3. der Mietvertrag über Wohnräume abgeschlos- 
sen wird, deren Eigentümer, Verwalter oder 
Vermieter eine juristische Person ist, an der der 
Wohnungsvermittler rechtlich oder wirtschaftlich 
beteiligt ist. Das gleiche gilt, wenn eine natür- 
liche oder juristische Person Eigentümer, Ver- 
walter oder Vermieter von Wohnräumen ist und 
ihrerseits an einer juristischen Person, die sich 
als Wohnungsvermittler betätigt, rechtlich oder 
wirtschaftlich beteiligt ist. 

(3) Ein Anspruch nach Absatz 1 steht dem Woh- 
nungsvermittler gegenüber dem Wohnungssuchen- 
den nicht zu, wenn der Mietvertrag über öffentlich 
geförderte Wohnungen oder über sonstige preisge- 
bundene Wohnungen abgeschlossen wird, die nach 
dem 20. Juni 1948 bezugsfertig geworden sind oder 
bezugsfertig werden. Das gleiche gilt für die Ver- 
mittlung einzelner Wohnräume der in Satz 1 ge- 
nannten Wohnungen. 

(4) Vorschüsse dürfen nicht gefordert, verein- 
bart oder angenommen werden. 

(5) Eine abweichende Vereinbarung ist unwirk- 
sam. 

§ 3 

(1) Das Entgelt nach § 2 Abs. 1 ist in einem 
Bruchteil oder Vielfachen der Monatsmiete anzu- 
geben. 

(2) Außer dem Entgelt nach § 2 Abs. 1 dürfen für 
Tätigkeiten, die mit der Vermittlung oder dem 
Nachweis der Gelegenheit zum Abschluß von Miet- 
verträgen über Wohnräume Zusammenhängen, so- 
wie für etwaige Nebenleistungen keine Vergütun- 
gen irgendwelcher Art, insbesondere keine Ein- 
schreibgebühren, Schreibgebühren oder Auslagen- 
erstattungen, vereinbart oder angenommen werden. 

Die Erstattung von Auslagen kann jedoch verein- 
bart oder angenommen werden, soweit die nach- 
gewiesenen Auslagen eine Monatsmiete überstei- 
gen. Es kann vereinbart werden, daß bei Nichtzu- 
standekommen eines Mietvertrages die in Erfüllung 
des Auftrages nachweisbar entstandenen Auslagen 
zu erstatten sind. 

(3) Eine Vereinbarung, durch die der Auftrag- 
geber sich im Zusammenhang mit dem Auftrag ver- 
pflichtet, Waren zu beziehen oder Dienst- oder 
Werkleistungen in Anspruch zu nehmen, ist unwirk- 
sam. Die Wirksamkeit des Vermittlungsvertrags 
bleibt unberührt. Satz 1 gilt nicht, wenn die Ver- 
pflichtung die Übernahme von Einrichtungs- oder 
Ausstattungsgegenständen des bisherigen Inhabers 
der Wohnräume zum Gegenstand hat. 

§ 4 

Der Wohnungsvermittler und der Auftraggeber 
können vereinbaren, daß bei Nichterfüllung von 
vertraglichen Verpflichtungen eine Vertragsstrafe 
zu zahlen ist. Die Vertragsstrafe darf 10 v. H. des 


! gemäß § 2 Abs. 1 vereinbarten Entgelts, höchstens 
I jedoch fünfzig Deutsche Mark nicht übersteigen. 


Soweit an dem Wohnungsvermittler ein ihm nach 
I diesem Gesetz nicht zustehendes Entgelt, eine Ver- 
gütung anderer Art, eine Auslagenerstattung, ein 
j Vorschuß oder eine Vertragsstrafe, die den in § 4 
I genannten Satz übersteigt, geleistet worden ist, 

I kann die Leistung nach den allgemeinen Vorschrif- 
: ten des bürgerlichen Rechts zurückgefordert wer- 
! den, die Vorschrift des § 817 Satz 2 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches ist nicht anzuwenden. Der 
i Anspruch verjährt in einem Jahr von der Leistung 
I an. 

I § 6 

I (1) Der Wohnungsvermittler darf Wohnräume 
! nur anbieten, wenn er dazu einen Auftrag von dem 

i Vermieter oder einem anderen Berechtigten hat. 

! 

(2) Der Wohnungsvermittler darf öffentlich, ins- 
! besondere in Zeitungsanzeigen, auf Aushängetafeln 
I und dergleichen, nur unter Angabe seines Namens 
' und der Bezeichnung als Wohnungsvermittler 
Wohnräume anbieten oder suchen; bietet er Wohn- 
' räume an, so hat er auch den Mietpreis der Wohn- 
! räume anzugeben und darauf hinzuweisen, ob 
außer dem Mietpreis weitere Leistungen an den 
Vermieter, insbesondere Mietvorauszahlungen zu 
erbringen sind. 

i 

. § 7 

Die Vorschriften des § 3 Abs. 1 und des § 6 gelten 
! nur, soweit der Wohnungsvermittler die in § 1 
I Abs. 1 bezeichnete Tätigkeit gewerbsmäßig ausübt. 

i 

§ 8 

I (1) Ordnungswidrig handelt, wer als Wohnungs- 
I Vermittler vorsätzlich oder fahrlässig 

I 1. entgegen § 3 Abs. 1 das Entgelt nicht in einem 
I Bruchteil oder Vielfachen der Monatsmiete an- 

j gibt, 

2. entgegen § 6 Abs. 1 ohne Auftrag Wohnräume 
anbietet oder, 

I 3. entgegen § 6 Abs. 2 seinen Namen, die Bezeich- 
1 nung als Wohnungsvermittler oder den Mietpreis 

I nicht angibt oder auf weiter vom Mieter zu er- 

' bringende Leistungen nicht hinweist. 

i (2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
I büße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet 
; werden. 

§ 9 

I (1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt 
, die Verordnung zur Regelung der Entgelte der Woh- 
i nungsvermittler vom 19. Oktober 1942 (Reichsge- 
; setzbl. I S. 625) außer Kraft. 
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(2) Unberührt von den Vorschriften dieses Ge- 
setzes bleiben im Land Berlin die §§ 1, 8 und 10 
der Regelung über Wohnungs- und Zimmervermitt- 
lung vom 8. Oktober 1956 (GVBL 1068) in der je- 
weils geltenden Fassung. 

(3) § 2 gilt für das Land Berlin und für das Saar- 
land mit der Maßgabe, daß das Datum „20. Juni 
1948" für das Land Berlin durch das Datum „24. Juni 
1948", für das Saarland durch das Datum „1. April 
1948" zu ersetzen ist. 


Artikeln ; 

Gesetz zur Regelung von Ingenieur- I 

und Architektenleistungen 

i 

§ 1 ; 

Ermächtigung zum Erlaß einer Honorarordnung i 
für Ingenieure | 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch ; 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates i 
eine Honorarordnung für Leistungen der Ingenieure 
zu erlassen. In der Honorarordnung sind Honorare 
für Leistungen bei der Beratung des Auftraggebers, ’ 
bei der Planung und Ausführung von Bauwerken 
und technischen Anlagen, bei der Ausschreibung > 
und Vergabe von Bauleistungen sowie bei der Vor- , 
bereitung, Planung und Durchführung von städte- 
baulichen und verkehrstechnischen Maßnahmen zu ' 
regeln. 

(2) In der Honorarordnung sind Regel- und 

Höchstsätze festzusetzen. Dabei ist den berechtigten 
Interessen der Ingenieure und der Zahlung der Ho- | 
norare Verpflichteten Rechnung zu tragen. Die Ho- 
norarsätze sind an der Art und dem Umfang der ! 
Aufgabe sowie an der Leistung des Ingenieurs aus- | 
zurichten. Für rationalisierungswirksame besondere ! 
Leistungen des Ingenieurs, die zu einer Senkung | 
der Bau- und Nutzungskosten führen, können be- i 
sondere Honorare festgesetzt werden. 1 

I 

(3) In der Honorarordnung ist vorzusehen, daß | 

1. von den Regelsätzen durch schriftliche Vereinba- ' 
rung abgewichen werden kann; 

2. die Höchstsätze nur bei außergewöhnlichen oder 
ungewöhnlich lange dauernden Leistungen über- ' 
schritten werden dürfen; 

3. die Mindestsätze als vereinbart gelten, sofern ■ 

nicht bei Erteilung des Ingenieurauftrages etwas 
anderes schriftlich vereinbart ist. ' 

§ 2 

Ermächtigung zum Erlaß einer Honorarordnung 
für Architekten 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmen des Bundesrates 
eine Honorarordnung für Leistungen der Architek- 
ten (einschließlich der Garten- und Landschaftsar- 
chitekten) zu erlassen. In der Honorarordnung sind ' 


Honorare für Leistungen bei der Beratung des Auf- 
traggebers, bei der Planung und Ausführung von 
Bauwerken und Anlagen, bei der Ausschreibung 
und Vergabe von Bauleistungen sowie bei der Vor- 
bereitung, Planung und Durchführung von städte- 
baulichen Maßnahmen zu regeln. 

(2) In der Honorarordnung sind Regel- und 
Höchstsätze festzusetzen. Dabei ist den berechtigten 
Interessen der Architekten und der zur Zahlung der 
Honorare Verpflichteten Rechnung zu tragen. Die 
Honorarsätze sind an der Art und dem Umfang der 
Aufgabe sowie an der Leistung des Architekten aus- 
zurichten. Für rationalisierungswirksame besondere 
Leistungen des Architekten, die zu einer Senkung 
der Bau- und Nutzungskosten führen, können beson- 
dere Honorare festgesetzt werden. 

(3) In der Honorarordnung ist vorzusehen, daß 

1. von den Regelsätzen durch schriftliche Verein- 
barung abgewichen werden kann; 

2. die Höchstsätze nur bei außergewöhnlichen oder 
ungewöhnlich lange dauernden Leistungen über- 
schritten werden dürfen-, 

3. die Mindestsätze als vereinbart gelten, sofern 
nicht bei Erteilung des Architektenauftrages et- 
was anderes schriftlich vereinbart ist. 

§ 3 

Unverbindlichkeit der Kopplung 
von Grundstückskaufverträgen mit Ingenieur- und 
Ardiitektenverträgen 

(1) Eine Vereinbarung, durch die der Erwerber 
eines Grundstücks sich im Zusammenhang mit dem 
Erwerb verpflichtet, bei der Planung oder Ausfüh- 
rung eines Bauwerkes auf dem Grundstück die Lei- 
stungen eines bestimmten Ingenieurs, Architekten 
oder Unternehmers in Anspruch zu nehmen, ist un- 
wirksam. Die Wirksamkeit des auf den Erwerb des 
Grundstücks gerichteten Vertrages bleibt unberührt. 

(2) Absatz 1 gilt bei der Bestellung oder Veräuße- 
rung eines Erbbaurechts entsprechend. 

Artikel 12 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 2 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes treten unbe- 
schadet der Absätze 2 und 3 mit dem auf die Ver- 
kündung folgenden Monatsersten in Kraft. 
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(2) Soweit das Mieterschutzgesetz noch in Gel- 
tung ist, tritt Artikel 1 mit dessen Außerkrafttreten 
in Kraft. Das Inkrafttreten des Artikels 6 gemäß 
Absatz 1 bleibt hiervon unberührt. 

(3) Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen ermächtigen, treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 

(4) Artikel 3 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1974 außer Kraft. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Dr. Barzel, Stücklen u. Fraktion 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches 


Zu Artikel 1 Nr. 1 (Änderung des § 556 a BGB) 

Durch die Neufassung des § 556 a BGB werden auch 
die Schwierigkeiten der Beschaffung von Ersatz- 
wohnraum zum selbständigen Härtegrund erklärt. 
Dabei muß aber vorausgesetzt werden, daß auch der 
Mieter sich ernsthaft, aber vergeblich um Ersatz- 
wohnraum zu zumutbaren Bedingungen bemüht hat. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 (Änderung des § 564 a BGB) 

Um Willkürkündigungen auszuschließen, wird dem 
Vermieter aufgegeben, im Kündigungsschreiben den 
Grund für die Kündigung anzugeben. Äuf der an- 
deren Seite sollte aber die Ätmosphäre zwischen 
Vermieter und Mieter nicht bei jeder Kündigung 
zwangsläufig dadurch vergiftet werden, daß der 
Vermieter gezwungen wird, von vornherein alle 
Kündigungsgründe zu benennen, insbesondere sol- 
che, die vom Mieter als beleidigend oder unehren- 
haft empfunden werden würden. Hierdurch würde 
eine wünschenswerte gütliche Einigung erschwert, 
die Spannungen erhöht und vielfach auch die aus- 
zugswilligen Mieter veranlaßt werden, , sich gegen 
die im Kündigungsschreiben angegebenen Gründe 
zu wehren. Die Zahl der Widerspruchsverfahren 
würde vermehrt werden. Deshalb muß das Nach- 
schieben von Kündigungsgründen erlaubt werden. 
Dem Schutzbedürfnis des nicht auszugswilligen Mie- 
ters wird dadurch Genüge getan, daß er den Ver- 
mieter auffordern kann, etwaige weitere Kündi- 
gungsgründe bekanntzugeben, der Vermieter so- 
dann mit der späteren Geltendmachung der ver- 
schwiegenen Kündigungsgründe ausgeschlossen 
wird und sich nur noch auf nachträglich entstandene 
Gründe berufen kann. 

Zu Artikel 2 

Änderung der Zivilprozeßordnung 


Zu Artikel 2 Nr. 1 (Änderung des § 93 b ZPO) 

In dieser Vorschrift werden zugunsten des Mieters 
die notwendigen kostenrechtlichen Folgerungen aus 
Ärtikel 1 gezogen. Es ist aber nicht angängig, daß 
der Vermieter auch noch mit Kosten im Wider- 
spruchsverfahren belegt wird, wenn er aus erst 
nachträglich entstandenen Gründen obsiegt, die von 
ihm nicht zu vertreten sind. 

Zu Artikel 2 Nr. 2 (Änderung der §§ 721, 794 a ZPO) 

ln der Praxis werden die Fristen zur Stellung eines 
Antrags auf Gewährung zur Verlängerung einer 


Räumungsfrist nach § 721 Äbs. 2, Äbs. 3, § 794 a 
Äbs. 1 Satz 2, Äbs. 2 häufig vom Mieter versäumt, 
weil er rechtsunkundig ist und diese Fristvorschrif- 
ten nicht kennt. Um dadurch auftretende Härten zu 
vermeiden, erscheint es gerechtfertigt, die Versäu- 
mung dieser Äntragsfristen in die Regelung des 
§ 233 Äbs. 1 einzubeziehen und die Möglichkeit zu 
schaffen, daß dem Mieter unter den dort angegebe- 
nen Voraussetzungen die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand erteilt wird. 


Zu Artikel 3 

Kündigungsschutz und Begrenzung des Mietanstiegs 
in Gebieten besonderen Wohnungsbedarfs 


Zu§ 1 


I 


Die Beschränkung des Gesetzes ist auf Gebiete des 
besonderen Wohnungsbedarfs mit dem Grundgesetz 
vereinbar. Sie verstößt nicht gegen den Gleichheits- 
grundsatz, da die Verhältnisse am Wohnungsmarkt 
in den einzelnen Gebieten unterschiedlich sind und 
der Gesetzgeber im Einklang mit der Verfassung 
handelt, wenn für ungleiche Tatbestände ungleiche 
Regelungen getroffen werden. Die Ermächtigung an 
die Landesregierung ist auch im Hinblick auf Arti- 
kel 80 des Grundgesetzes hinreichend konkretisiert, 
da die besondere Gefährdung der Versorgung der 
Bevölkerung mit ausreichendem Wohnraum zu an- 
gemessenen Bedingungen ein objektiver Maßstab 
ist. Ähnliche Ermächtigungen sind auch früher im 
Wohnungsrecht verwendet worden, so z. B. in den 
§§ 3 d und 3 e des Wohnraumbewirtschaftungsge- 
setzes und in Ärtikel IV § 5 des Zweiten Mietrechts- 
änderungsgesetzes vom 14. Juli 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 457), durch den die Bundesregierung er- 
mächtigt wurde, durch Rechts Verordnung die Räu- 
mungsfristen nach §§ 721, 794 ZPO zu verlängern, 
wenn „dies nach den wohnungswirtschaftlichen Ver- 
hältnissen erforderlich ist". Gegen die auf dieser 
Rechtsgrundlage ergangene Verordnung, auf der 
zahlreiche gerichtliche Entscheidungen beruhen, sind 
niemals verfassungsrechtliche Bedenken erhoben 
worden. Im übrigen gewährleistet das Äntragserfor- 
dernis der Gemeinden und Kreise eine ortsnahe 
Beurteilung der wohnungswirtschaftlichen Verhält- 
nisse. 


Zu § 2 

Diese Vorschrift sieht einen verstärkten Bestands- 
schutz für Gebiete besonderen Wohnungsbedarfs 
vor. Die Kündigung von Wohnraum ist nur zulässig, 
wenn der Vermieter ein berechtigtes Interesse an 
j der Beendigung des Mietverhältnisses hat. Dieser 
! Kündigungsschutz gilt grundsätzlich für alle Ält- 
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bau- und Neubauwohnungen, also auch für freifinan- j 
zierte Neubauwohnungen. Absatz 2 enthält eine bei- 
spielhafte Aufzählung der eine Kündigung recht- | 
fertigenden berechtigten Interessen des Vermieters. | 
In Nummer 2 wird nicht auf Verschulden abgestellt, | 
um eine klare Abgrenzung zu den unberührt blei- 
benden Vorschriften über die fristlose Kündigung i 
zu schaffen. Durch Absatz 4 wird die Kündigung zum | 
Zwecke der Mieterhöhung ausgeschlossen, da die j 
Mieterhöhung durch die §§ 3 bis 6 und 7 Abs. 1 ' 
Satz 2 besonders geregelt werden. In Absatz 7 wird j 
klargestellt, daß für die vermieteten Dienstwohnun- j 
gen weiterhin die bisherigen Vorschriften des BGB • 
anzuwenden sind, da für diese Wohnungen beson- 
dere Kündigungsgründe und Kündigungsfristen not- ' 
wendig sind. 


Zu §3 


für Altbauwohnungen in Gebieten besonderen Woh- 
nungsbedarfs, sondern auch für nicht preisgebun- 
dene steuerbegünstigte und freifinanzierte Neubau- 
wohnungen. Sie gelten nicht für 

a) öffentlich geförderte Sozialwohnungen, da für 
diese Wohnungen ohnehin das Kostenmieten- 
prinzip gilt und 

b) für preisgebundene Altbauwohnungen in Ham- 
burg, im Stadt- und Landkreis München und im 
Land Berlin, da für diese Wohnungen das bishe- 
rige Mietpreisrecht weitergilt. 

Durch § 7 wird ausgeschlossen, daß abweichende 
Kündigungsabreden getroffen und höhere Mieten 
während der Laufzeit des Mietverhältnisses verein- 
bart werden. Dagegen sind Mietpreisgleitklauseln, 
nach denen lediglich die Kostenmiete der veränder- 
ten Kostensituation angepaßt wird, zulässig. 


Die Ubergangsregelung soll verhindern, daß die 
Vermieter die Kündigung vorsorglich im Hinblick 
auf die bevorstehende Beschränkung des Kündi- 
gungsrechts erklären, um noch die für sie vorteil- 
haftere Rechtslage nach dem alten Recht auszunut- 
zen. Eine Begrenzung der Rückwirkungen auf Kün- 
digungen, die vom 1. April 1971 an ausgesprochen 
und beim Inkrafttreten des Gesetzes noch nicht 
wirksam geworden sind, erscheint dabei ausreichend. 


i 


Zu Artikel 4 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Es erscheint notwendig, die strafrechtlichen Vor- 
schriften zur Bekämpfung des Mietwuchers zu ver- 
schärfen und dafür eine Spezialvorschrift in das 
Strafgesetzbuch einzufügen. 


Zu §§ 4 bis 1 

Da eine Kündigung zum Zwecke der Mieterhöhung 
bis zum 31. Dezember 1974 ausgeschlossen wird, 
muß eine besondere Regelung für die bereits beste- 
henden Mietverhältnisse getroffen werden, wenn 
das Festhalten an der bisherigen Miete eine untrag- 
bare Härte für den Vermieter darstellt. Durch § 4 
werden deshalb für die Altbauwohnungen in den 
Gebieten besonderen Wohnungsbedarfs Mieterhö- 
hungen bis zu der Höhe der Beträge zugelassen, die 
zur Zeit ungefähr in Hamburg und im Stadt- und 
Landkreis München auf Grund des Siebten Bundes- 
mietengesetzes preisrechtlich zulässig sind. In syste- 
matischer Beziehung folgt der Entwurf des bewähr- 
ten Tabellensystems des Dritten Bundesmietenge- 
setzes vom 24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 969). Dabei werden aber die Landesregierungen 
ermächtigt, für Gebiete, in denen die ortsüblichen 
Mieten schon bei Inkrafttreten des Gesetzes höher 
liegen, entsprechend höhere Beträge durch Rechts- 
verordnung festzusetzen. 

Darüber hinaus muß aus Gründen der Rentabilität 
den Vermietern von Altbauwohnungen und von 
Neubauwohnungen die Möglichkeit gegeben wer- 
den, bei Betriebskostensteigerungen und bei Kapital- 
kostensteigerungen (z. B. bei einer Erhöhung der 
Hypothekenzinsen) die anfallenden Mehrbeträge 
auf die Mieten umzulegen, gleichgültig ob die Be- 
triebs- und Kapitalkosten als Mietbestandteile be- 
sonders ausgewiesen oder in einer pauschalen Miet- 
summe enthalten sind. Desgleichen muß die Moder- 
nisierung der Wohnungen erleichtert werden. Die 
diesbezüglichen Vorschriften in § 5 gelten nicht nur 


I Zu Artikel 5 

j Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 

I Die gegen Mietpreiserhöhungen gerichtlichen Vor- 
I Schriften des Wirtschaftsstrafgesetzes haben viel- 
! fach zu Herabsetzungen überhöhter Mietpreise ge- 
' führt und sich insoweit bewährt. Jedoch ist es zu 
I einer Ahndung der Ordnungswidrigkeit in der Ver- 
gangenheit verhältnismäßig selten gekommen. Des- 
halb wird die nominative Abgrenzung der Tatbe- 
stände verdeutlicht, um den zuständigen Behörden 
eine leichtere Handhabung der Vorschriften zu er- 
möglichen und die Bekämpfung von unangemesse- 
nen Preisüberhöhungen auf dem Gebiete der Wohn- 
raummiete und der Wohnungsvermittlung wirk- 
samer zu gestalten. 


Zu Artikel 6 

Einführung des sozialen Mietrechts im Land Berlin 

Für Mietverhältnisse über Wohnungen in Berlin, 
die nicht mehr den in Berlin noch bis zum 31. De- 
zember 1972 geltenden Mieterschutzvorschriften 
unterworfen sind, gilt noch nicht das im übrigen 
Bundesgebiet ein geführte soziale Mietrecht. Diese 
Lücke wird durch Artikel 5 und Artikel 6 § 2 Abs. 2 
Satz 2 geschlossen, während es im übrigen dabei 
verbleibt, daß für die mieterschutzgebundenen 
Wohnungen in Berlin das soziale Mietrecht nach 
Außerkrafttreten des Mieterschutzgesetzes anzu- 
wenden ist (Artikel 6 § 2 Abs. 2 Satz 1). 
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Zu Artikel 7 

Änderung des Mieterschutzgesetzes 
Zu § 4 Abs. 8 

Bei der Umwandlung von Mietwohnungen in Eigen- 
tumswohnungen führt es in der Regel zu Härten, 
wenn das Mietverhältnis gekündigt und zugunsten 
des Erwerbers des Wohnungseigentums oder des 
Wohnungserbbaurechts Eigenbedarf geltend ge- 
macht wird. Die Aufhebung des Mietverhältnisses 
wird erst zugelassen, wenn seit der Begründung des 
Wohnungseigentums bzw. des Wohnungserbbau- 
rcchts mindestens drei Jahre verstrichen sind. 


Zu §§ 4 a und 23 c 

Das Mietverhältnis über eine öffentlich geförderte 
Sozialwohnung kann wegen Eigenbedarfs des Ver- 
mieters nur aufgehoben werden, wenn die zustän- 
dige Behörde eine Unbedenklichkeit bescheinigt hat. 
Da es im Land Berlin keine Wohnraumbewirt- 
schaftung und mithin auch keine Genehmigung für 
den Bezug von Wohnungen gibt, müssen die Vor- 
schriften der §§ 4 a und 23 c dieser Rechtslage ange- 
paßt werden. Die früher erforderliche Genehmigung 
der Wohnungsbehörde wird durch die Bescheini- 
gung ersetzt. 

Zu §§ 4 b und 28 a 

Diese Vorschriften dienen der Förderung der er- 
wünschten Modernisierung des Althausbestandes. 
Die Interessen des Mieters werden in § 28 a dadurch 
geschützt, daß nur die Duldungspflicht des Mieters 
auf die Mindestausstattung des sozialen Wohnungs- 
baues beschränkt wird. Diese Regelung liegt ebenso 
im Interesse der Mieter wie der Vermieter. 


Zu § 23 c 

Diese Vorschrift schafft die Möglichkeit, Mietver- 
hältnisse über öffentlich geförderte Sozialwohnun- 
gen, die einem nicht wohnberechtigten Mieter über- 
lassen worden sind, durch Kündigung zu beenden. 

Zu Artikel 8 

Änderung des Ersten Bundesmietengesetzes und des 
Wohnungsbindungsgesetzes 1965 

Mieterhöhungserklärungen nach § 18 des Ersten 
Bundesmietengesetzes und nach § 10 des Wohnungs- 
bindungsgesetzes 1965 bedürfen der Schriftform. Im 
Interesse der Verminderung des Verwaltungsauf- 
wands werden sie heute vielfach, vor allem bei 
einem größeren Wohnungsbestand, mit Hilfe auto- 
matischer Einrichtungen gefertigt. Es ist zweifelhaft, 
ob sie den Formerfordernissen des § 126 entspricht. 
Durch die Ergänzung des Ersten Bundesmieten- 
gesetzes und des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 
wird klargestellt, daß Mieterhöhungserklärungen, 


j die mit Hilfe automatischer Einrichtungen gefertigt 
' werden, den gesetzlichen Formvorschriften entspre- 
chen. 

Zu Artikel 9 

i Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum 
Vorbemerkung 

ln zunehmendem Maße werden Mietwohnungen von 
den Vermietern gekündigt, um Schlafstellen für 
Gastarbeiter einzurichten oder die Räume einer 
gewerblichen Zimmervermietung zuzuführen. Da- 
durch werden die Bemühungen, den Wohnungsman- 
gel durch eine Verstärkung des sozialen Wohnungs- 
baues zu lindern oder zu beseitigen, erheblich er- 
schwert. Die hiermit verbundenen Härten für die 
betroffenen Mieter können ebensowenig verantwor- 
tet werden, wie die häufig damit verbundene Aus- 
nutzung der Gastarbeiter, denen überhöhte Miet- 
preise abverlangt werden. Darüber hinaus erscheint 
es erforderlich, in Gebieten besonderen Wohnungs- 
bedarfs jede Form von Zweckentfremdung von einer 
behördlichen Genehmigung abhängig zu machen. 

Zu§ 1 

Diese Vorschrift gilt im ganzen Bundesgebiet, da 
der mißbräuchlichen Umwandlung in Fremdenbeher- 
bergungsräume und Schlafstellen auch in Gebieten, 
die nicht zu Gebieten besonderen Wohnungsbedarfs 
zu rechnen sind, entgegengewirkt werden muß. 

Zu §2 

Die Genehmigungsbedürftigkeit der Zweckentfrem- 
dung von Wohnraum, insbesondere der Umwand- 
lung in Geschäfts- und Büroräume kann auf Gebiete 
besonderen Wohnungsbedarfs beschränkt werden. 

Zu §3 

Diese Regelung entspricht der für Sozialwohnungen 
in § 12 Abs. 3 Wohnungsbindungsgesetz 1965 ge- 
troffenen Regelung. 

Zu Artikel 10 

Gesetz zur Regelung der Wohnungsvermittlung 
Vorbemerkung 

Bereits in der 5. Legislaturperiode wurde unter Be- 
teiligung der CDU/CSU-Fraktion ein Initiativantrag 
(Drucksache V/3082) eingebracht, durch den Miß- 
stände beseitigt werden sollten, die sich bei der 
Wohnungsvermittlung gezeigt haben. Da dieser Ini- 
tiativantrag nicht mehr verabschiedet worden ist, 
werden mit dem vorstehenden Entwurf erneut ge- 
setzliche Regelungen angestrebt, durch welche die 
Wohnungssuchenden vor mißbräuchlichen Vertrags- 
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gestaltungen und unlauteren Geschäftsmethoden 
geschützt werden sollen. Außerdem verfolgt der Ent- 
wurf das Ziel, die Markttransparenz bei der Woh- 
nungsvermittlung zu verbessern. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 10 des Entwurfs erfaßt die Vermittlung von 
Mietswohnungen und Einzelwohnräumen einschließ- 
lich der möblierten Zimmer. Ein Anspruch auf Ho- 
norar soll nur bei einer erfolgreichen Vermittlungs- 
tätigkeit gegeben sein (§§ 1, 2). Ein Honoraran- 
spruch soll ausgeschlossen sein, wenn nur ein be- 
stehendes Mietverhältnis fortgesetzt oder verlängert 
wird (§ 2 Abs. 2). Ebenso soll ein Vermittlungshono- 
rar ausgeschlossen sein, wenn der Wohnungsver- 
mittler Eigentümer, Vermieter oder Verwalter der 
Wohnung ist. Das gleiche soll gelten, wenn der Ver- 
mieter (Eigentümer, Verwalter) eine juristische Per- 
son ist, an der der Wohnungsvermittler beteiligt ist 
oder wenn umgekehrt der Vermieter (Eigentümer, 
Verwalter) an einer juristischen Person beteiligt ist, 
die sich als Wohnungsvermittler betätigt (§ 2 Abs. 2). 
Weiter soll auch für die Vermittlung von öffent- 
lich-geförderten Wohnungen oder sonstigen preis- 
gebundenen Wohnungen kein Honorar gefordert 
werden können (§ 2 Abs. 3). Um sicherzustellen, daß 
nur ein Erfolgshonorar beansprucht werden kann, 
wird die Annahme oder die Vereinbarung von Vor- 
schüssen ausgeschlossen; auch Vergütungen ande- 
rer Art, wie Einschreibegebühren oder Auslagen- 
erstattung dürfen regelmäßig nicht vereinbart oder 
angenommen werden (§ 3). Eine vereinbarte Aus- 
lagenerstattung wird nur insoweit zugelassen, als 
die nachgewiesenen Auslagen eine Monatsmiete 
übersteigen. 

Der Entwurf erklärt schließlich die Vereinbarung, 
nach der die Vermittlung der Wohnung von der 
Verpflichtung zum Bezug von Waren (etwa den 
Möbelverkauf) oder zur Inanspruchnahme von 
Dienst- oder Werksleistungen abhängig gemacht 
wird, für unwirksam (§ 3 Abs. 3). Aufwendungen auf 
die Wohnung, die ■ — wie etwa Renovierungs- 
kosten — zum Gegenstand haben, werden von der 
gesetzlichen Regelung nicht betroffen. 

Durch § 6 Abs. 2 wird der Wohnungsvermittler ver- 
pflichtet, bei einem öffentlichen Angebot von Wohn- 
räumen neben der Angabe des Mietpreises darauf 


hinzuweisen, ob der Mieter weitere Leistungen an 
den Vermieter, insbesondere Mietvorauszahlungen 
j erbringen muß. 

! 

Zu Artikel 11 

Gesetz zur Regelung von Ingenieur- und 
j Architektenleistungen 

I Durch Artikel 1 1 soll die Bundesregierung ermächtigt 
j werden, mit Zustimmung des Bundesrates Honorar- 
' Ordnungen für Leistungen der Ingenieure und Archi- 
I tekten zu erlassen. Die Regelungen sollen dem In- 
genieur und dem Architekten auch einen materiellen 
Anreiz geben, durch rationalisierungswirksame be- 
■ sondere Leistungen die Bau- und Nutzungskosten 
I zu senken. 

I Rationalisierungserfolge, die zu einer Senkung der 
j Bau- und Nutzungskosten führen, sollen daher be- 
sonders honoriert werden. 

j Es erscheint notwendig, daß die Honorarordnungen 
Regel- und Höchstsätze enthalten und die in den Ho- 
norarordnungen festgesetzten Regelsätze nur bei 
schriftlicher Vereinbarung unterschritten werden 
dürfen. 

! Es erscheint notwendig, daß die Honorarordnungen 
I Mindest- und Höchstsätze enthalten und die in den 
Honorarordnungen festgesetzten Mindestsätze nicht 
unterschritten werden dürfen, da die Gefahr besteht, 

' daß die Unterschreitungen der Mindestsätze zu einer 
i Minderung des Umfangs oder der Qualität der Lei- 
stungen führen. 

! § 3 soll der Koppelung von Grundstückskaufverträ- 
I gen mit Ingenieur- oder Architektenleistungen ent- 
gegenwirken, weil hierdurch eine Beeinträchtigung 
I des Wettbewerbs entstehen kann. Hierbei muß je- 
doch sichergestellt werden, daß das Koppelungsver- 
bot nicht dadurch umgangen werden kann, daß das 
Versprechen zur Beauftragung eines bestimmten In- 
genieurs oder Architekten in einem vom Kaufver- 
trag getrennten Vertrag gegenüber dem Ingenieur 
oder Architekten abgegeben wird. In das Koppe- 
' lungsverbot werden auch andere Unternehmer, vor 
j allem Wohnungsbauunternehmen einbezogen, da es 
notwendig erscheint, auch insoweit dem Grund- 
ä Stückserwerber das freie Auswahlrecht zu sichern. 
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